
Tages-Anzeiger – Dienstag, 5. Juni 2018 Hintergrund & Debatte 13

Gewöhnlich verkauft Rita Caldas Schnitzelbrot,
Hotdogs und Fritten. Doch am Freitagabend war
alles anders: Die Clubhauswirtin des Zurzacher
Fussballvereins hatte 40 Kilogramm Schweinsbra-
ten bestellt, dazu Reis und zig Töpfe Feijoada
gekocht, einen portugiesischen Eintopf. Das
Menü verrät: Es war ein besonderer Abend.

Die Portugiesin Caldas hat zum Spenden
gerufen, da die 15-jährige Cynthia an Leukämie
erkrankt ist. Cynthias Mutter – selbstständig und
alleinerziehend – ist eine Kollegin von Caldas.
Weil sie sich um ihre kranke Tochter kümmern
musste, fehlte ihr die Zeit für die Arbeit als
Physiotherapeutin – und irgendwann auch das
Geld. «Also hatte ich die Idee eines Fests samt
Spendensammlung», sagt Caldas. Sie wollte die
Mutter überraschen und organisierte im
Geheimen. Weil aber der Zuspruch so gross war,
erfuhr bald die Öffentlichkeit davon. Erst
rechnete Caldas mit 100 Leuten, dann plante sie
mit 300. Es kamen rund 700. Als der Schweine-
braten ausging, stellte man einen Grill auf und
holte beim Metzger kurzerhand Schweinesteaks.

Die Feuerwehr machte den Parkdienst, der
Fussballclub half beim Wirten, es gab eine
Diaschau und eine Tombola mit Preisen wie
Spanferkel, Rohschinken und Wein. Das meiste
gespendet von Leuten aus der portugiesischen
Gemeinschaft. «Mega wars», sagt Caldas, die
vergangene Woche das Essen mit ihrem Mann
zum 15-Jahr-Hochzeitsjubiläum verschieben
musste – so viel gab es zu tun.

Seit 2001 lebt die 36-jährige Caldas in der
Schweiz. Erst war sie Kioskverkäuferin, seit vier
Jahren führt sie das Clubhaus des SC Zurzach.
Jeden Tag steht die Mutter von drei Kindern
hinter dem Tresen, unter der Woche ab 16 Uhr,
am Wochenende bereits ab neun, stets bis kurz
vor Mitternacht. Hätte sie einen Wunsch zugute,
es wäre eine grössere Küche im Clubhaus.

Caldas hilft nicht zum ersten Mal. Als vor
einem Jahr der Partner einer Kollegin starb, sie
aber nichts erbte, rief Caldas ebenfalls mit einem
Fest zu Spenden auf. Als sie vor drei Jahren in
Mali in den Ferien war und die Armut gesehen
hatte, wusste sie sofort: Da müssen wir was tun.
Wieder ein Fest, wieder viele Spenden. «Das ist
doch selbstverständlich. Wir haben hier Platz
und Möglichkeiten, also helfen wir.»

Als am Freitag auch das Fernsehen mit ihr
sprechen wollte, schüttelte sie den Kopf – auf
keinen Fall: «Da werde ich immer ganz rot. Ich
organisiere und arbeite gerne, bleibe aber lieber
im Hintergrund.» Die Arbeit hat sich gelohnt, ein
wahres Fest entstand, ein fünfstelliger Betrag
kam zusammen, Menschen wurden für das
Thema Leukämie sensibilisiert, viele wollen nun
gar Blutstammzellenspender werden.

Um vier Uhr morgens ging dann auch Caldas
schlafen. Nicht lange. Kurz vor neun musste sie
wieder im Clubhaus sein, das nächste Fussball-
spiel wartete.

Rita Caldas Die 36-Jährige hat
Geld für eine Leukämie-Kranke
gesammelt. Von Christian Zürcher

Hilfe aus
dem Hintergrund

Leerlauf, Posse, weltfremd – die Meinungen
waren schnell gemacht: Whatsapp, der weltweit
beliebteste Handy-Kurznachrichtendienst, hat
seine Nutzungsbedingungen dem neuen
EU-Datenschutzgesetz angepasst. Kinder unter
16 Jahren sind nicht mehr zugelassen, auch nicht
in der Schweiz. Lehrer hierzulande halten das
laut der «SonntagsZeitung» für ein Problem.
Dieser einfache und allgegenwärtige Kommuni-
kationsweg ist ihnen nun verwehrt.

Datenschutz – gerade für Daten von Kindern
und Jugendlichen – ist aber weder ein Leerlauf
noch eine Posse. Und weltfremd ist nicht dieses
«Verbot», das ja auch verführerisch einfach zu
umgehen wäre. Weltfremd sind Lehrer und
Eltern, die auf Whatsapp setzen, einfach weil es
bequem und gratis ist. Und weil man damit ja
angeblich irgendwie die «Jungen in ihrer Welt
abholen» kann.

Ja, Whatsapp ist bequem und «gratis», aber
nicht, weil sein Besitzer – Facebook – selbstlos
Schweizer Lehrer bei der Hausaufgabenhilfe
unterstützen will. Der Multimilliardenkonzern
verfügt damit vielmehr über einen weiteren
Kanal, auf dem er persönliche Nutzerdaten für
den Verkauf an die Meistbietenden absaugt.
Wenn jetzt tatsächlich Lehrer Whatsapp-Klassen-
chats schliessen, lernen die Kinder Wesentliches
über die schöne neue Welt des Internets, in der
nichts so bequem und gratis ist, wie es scheint.

Hitler und die Nazis seien nur ein «Vogelschiss» in
über 1000 Jahren erfolgreicher deutscher Ge-
schichte gewesen, sagte Alexander Gauland. Der
Chef der Alternative für Deutschland (AfD) provo-
zierte damit grosse Empörung, ein Einzelfall war
der Satz aber nicht. Vor Gauland hatte sich Björn
Höcke ähnlich geäussert: Das Berliner Holocaust-
Mahnmal sei ein «Denkmal der Schande»,
Deutschland brauche eine erinnerungspolitische
«Wende um 180 Grad». Beide verfolgen dieselbe
politische Agenda: Wer es schafft, die Geschichte
umzuschreiben, kann auch mit der Zukunft ganz
anders umspringen.

Weder Gauland noch Höcke sind Neonazis
oder Nazi-Nostalgiker, sie verharmlosen die
NS-Verbrechen aus geschichtspolitischem Kalkül.
Das Gedenken an den Holocaust hat Deutsch-
lands Staatsräson nach dem Krieg entscheidend
geprägt. Wer es angreift, greift das gültige
Selbstverständnis des Landes frontal an: «Nur
wenn sich Deutschland zu seiner immerwähren-
den Verantwortung für die moralische Katastro-
phe in der deutschen Geschichte bekennt,
können wir die Zukunft menschlich gestalten.»
So drückte Kanzlerin Angela Merkel es vor zehn
Jahren aus, als sie in Jerusalem sprach.

Die AfD will aber ein anderes Deutschland,
und diesem stehen die alten Scham- und
Schuldgefühle im Weg. Indem sie das Gedenken
an den Holocaust lächerlich macht oder die
Verbrechen der Wehrmacht leugnet, stösst sie
die Tür auf zu einer hemmungsloseren Politik.
Wer keine Schuld mehr anerkennt, braucht auch
keine besondere moralische Rücksicht mehr zu
nehmen: weder gegenüber «faulen» Griechen,
Italienern oder Afrikanern, muslimischen
«Kopftuchmädchen» oder «Kamelfickern» noch
gegenüber dem «Gender-Wahnsinn» der
Feministinnen oder Homosexuellen. Wer das
deutsche Selbstbewusstsein von moralischem
«Ballast» befreit, kann aggressiv jenen alten
Nationalismus und Rassismus durchsetzen, den
die AfD für das Gebot der Stunde hält, sei es in
der Flüchtlings- oder der Europapolitik.

Dass den neuen Rechten diese epochale
Umwertung gelingt, scheint derzeit sehr
unwahrscheinlich – das belegt auch die fast
einhellige Empörung, die auf Gaulands Worte
folgte. Die AfD-Strategen vertrauen freilich
darauf, dass ihr Gift wirkt, auch wenn erst eine
kleine, radikale Minderheit es einnimmt.
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AfD Warum die neuen
deutschen Rechten den
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Gaulands Agenda

In der laufenden Parlamentssession geht es um
den guten Ruf der Schweiz. Auch um eine Frage,
die möglicherweise bald die Stimmbürger be-
schäftigen wird.

Im Nationalrat wird nämlich nächste Woche
die Konzernverantwortungsinitiative behandelt
und über die Frage abgestimmt, ob statt einer
Volksabstimmung deren Hauptforderungen in
Form eines Gegenvorschlags ins Gesetz
übergeführt werden sollen. Die Rechtskommis-
sion hat einen solchen indirekten Gegenvor-
schlag ausgearbeitet und ausführlich begründet.
Würde dieser angenommen, würde mutmasslich
die Volksinitiative zurückgezogen, und ihr
Anliegen könnte um Jahre früher in die Praxis
umgesetzt werden.

Im Kern geht es um die Forderung, dass in der
Schweiz ansässige Konzerne auch im Ausland
Menschenrechte und international anerkannte
Umweltstandards einhalten sollen. Ganz speziell
im Visier sind die rund 500 ausländischen
Rohstoffkonzerne, die ihren Hauptsitz in der
Schweiz halten und als «schweizerisch» gelten,
obschon meist kein Schweizer die Verantwortung
trägt. Es geht um die Geschäftstätigkeit von
Öl- und Bergbaukonzernen, die zum Beispiel von
südafrikanischen Rohstoffmagnaten, russischen
Oligarchen oder kasachischen Ölhändlern
beherrscht werden und deren korrupte
Tochtergesellschaften sich in Entwicklungslän-
dern über alle Regeln der korrekten Geschäfts-
tätigkeit hinwegsetzen.

Die Konzernverantwortungsinitiative benennt
dazu gewisse Sorgfaltspflichten und Regeln der
Firmenberichterstattung, die die Konzerne auch
bezüglich der Geschäfte ihrer Tochtergesellschaf-
ten im Ausland erfüllen müssen. Sie will auch
eine Haftung der Konzernmutter für die
Schädigungen, die ihre Töchter im Ausland bei
Menschenrechtsverletzungen und krassen
Umweltzerstörungen verursachen. Eine solche
Mutter-Tochter-Haftung ist bei uns im Inland zum
Beispiel im Konkursfall längst eine Selbstver-
ständlichkeit. Warum soll eine solche Verantwor-
tung in multinationalen Konzernen nicht auch
weltweit gelten?

Die Konzernverantwortungsinitiative wird von
über hundert Entwicklungshilfswerken,
kirchlichen Organisationen und Menschenrechts-
verbänden getragen. Zu ihren Exponenten
gehören Persönlichkeiten, die um den guten Ruf
der Schweiz besorgt sind. Auch prominente
ehemalige bürgerliche Politiker gehören dazu.
Deshalb geniesst die Initiative bei ersten
Umfragen eine mehrheitliche Akzeptanz bei der
Schweizer Bevölkerung. Wer will schon krumme
Touren von Glencore und Co. in Schutz nehmen?

Gegenvorschlag als Kompromiss
Die Rechtskommission des Nationalrats schlägt
nun vor, mit einem indirekten Gegenvorschlag die
Grundsätze der Initiative ins Aktienrecht und
Zivilrecht zu übernehmen, zum Beispiel eine
Sorgfaltsprüfung der Konzerne für ihre Töchter,
die sie direkt kontrollieren. Der Gegenvorschlag
klammert indes kleinere und mittelständische
Unternehmen sowie Konzerne mit besonders
kleinen Risiken aus; er grenzt die Haftung ein auf
Schäden an Leib und Leben oder Eigentum, und
er fordert die Einhaltung nur jener spezifischen
Menschenrechte und Umweltstandards, die auch
in der Schweiz rechtsgültig und ratifiziert sind.

Es war der Zürcher Rechtsprofessor und
SVP-Nationalrat Hans-Ueli Vogt, der als Kommis-
sionsmitglied die Gesetzestexte des Gegenvor-
schlags formuliert und dazu den 18-seitigen
juristischen Kommentar verfasst hat. Juristen
bestätigen, dass es sich um eine seriöse, solide
Arbeit handelt, die lückenlos die eingeschränk-
ten Haftungsbestimmungen, die Verhältnismäs-
sigkeit und Zumutbarkeit für die Gerichte
unzweideutig und justiziabel auflistet.

Durch unschöne Attacken ist Vogt als
Kommissionssprecher ausgebootet und auch von
eigenen Parteikollegen im Stich gelassen worden.
Nun wird die freisinnige Nationalrätin und
Juristin Christa Markwalder als Kommissions-
sprecherin den Nationalrat vom Gegenvorschlag
der Rechtskommission zu überzeugen versuchen.

Der Ausgang der Debatte um den Gegenvor-
schlag ist ungewiss. Der Interessenverband der
multinationalen Firmen in der Westschweiz
(Groupement des Entreprises Multinationales
GEM) mit 91 Grossfirmen unterstützt ihn, ebenso
der Verband für nachhaltiges Wirtschaften ÖBU
mit rund 300 Firmen und Banken.

Dem Vernehmen nach zeichnet sich auch in
der Basler Konzernwirtschaft ab, dass man sich
eher mit dem Gegenvorschlag Vogt der Rechts-
kommission arrangieren würde, als das Risiko
einer Annahme der Konzernverantwortungsini-
tiative einzugehen. Man befürchtet zu Recht ein
Konzerndebakel wie bei der Annahme der
Abzockerinitiative. Einen solchen Abstimmungs-
kampf würden die Grossfirmen nicht ohne
Reputationsschaden überstehen.

Andere weisen darauf hin, dass auch in
andern Ländern – etwa in Frankreich, geplant
auch in der EU – die Konzernpflichten ausgebaut
werden. Der weltweite Trend geht in die
Richtung, dass die Konzernmutter für die
Töchter haftbar wird. Im Bereich der systemrele-
vanten internationalen Banken ist dies bereits
verbindliche Praxis. Auch die Offenlegung der
Konzernzahlungen an die ausländischen
Regierungen, wie vom Bundesrat vorgeschlagen,
ist internationaler Trend.

Wirtschaftsanwälte gegen die Regelung
Allerdings gibt es vor allem in der Szene der
Wirtschaftsanwälte auch Hardliner, die gegen
jede staatliche Regelung Sturm laufen und das
Hohelied von Freiwilligkeit und Eigenverantwor-
tung der Konzerne wiederholen. Bei Economie-
suisse schreibt der Wirtschaftsjurist Thomas
Pletscher Papier um Papier gegen die Festschrei-
bung der Konzernverantwortung. Bereits bei der
Abzockerinitiative hatte er die Parlamentarier so
schlecht beraten, dass letztlich kein Kompromiss
zustande kam und die Volksinitiative angenom-
men wurde. Er hatte die Situation schlicht falsch
eingeschätzt.

Derartige Fehleinschätzungen würde ich auch
beim ehemaligen Chefjuristen von Novartis,
Felix R. Ehrat, vermuten. Als Scharfmacher zog
er bisher durch die Konzernwelten, bezichtigte
die Konzernverantwortungsinitiative des
«Rechtsimperialismus» und die Initianten des
«Klassenkampfs». Nun hat er als General Counsel
und Geschäftsleitungsmitglied den Pharmakon-
zern verlassen, nachdem Novartis in einen
teuren und umstrittenen Lobbyingvertrag mit
dem Trump-Intimus Michael Cohen verwickelt
gewesen war.

Es gehört zur Klugheit von Politikern, den
Fehleinschätzungen von irre gewordenen
Wirtschaftsjuristen nicht auf den Leim zu gehen,
auch wenn diese mit ihrer Fachkompetenz für
sich momentane Meinungsführerschaft
beanspruchen.

Im Grunde geht es bei der Auseinandersetzung
einmal mehr um die Frage, ob global akzeptierte
Spielregeln auch von in der Schweiz ansässigen
multinationalen Konzernen einzuhalten sind.
Menschenrechte gelten weltweit. Und Umwelt-
standards sind zunehmend auch global verbind-
lich. Wenn der Gegenvorschlag im Parlament
durchfällt, müssten sich die Konzernchefs in
einer Volksabstimmung erklären, was ihnen als
Multinationale solche internationalen Rechtsnor-
men und der gute Ruf der Schweiz wert sind.

Kolumne Rudolf Strahm

Der gute Ruf der Schweiz

Rudolf Strahm
Der ehemalige Preisüberwacher
und SP-Nationalrat wechselt sich
mit Politgeograf Michael Hermann
und mit Autorin und
Schauspielerin Laura de Weck ab.
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